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Text 

Überstellung und Vorbildungsausgleich 

§ 18. (1) Überstellung ist die Ernennung des Beamten zum Beamten einer anderen 
Verwendungsgruppe. Wird ein Beamter in eine Verwendungsgruppe des Schemas II überstellt, ist er in 
die Dienstklasse III einzureihen. Davon abweichend und ungeachtet der Absätze 3 und 7 ändern sich die 
besoldungsrechtliche Stellung und das Besoldungsdienstalter eines in die Dienstklasse VII beförderten 
Beamten der Verwendungsgruppe B, der in die Verwendungsgruppe A überstellt wird, nicht. 

(2) Mit einer Überstellung ist, abgesehen von den in Abs. 3 bis 5, 7 bis 9, 13 und 14 sowie in den 
§§ 40f, 40i, 40j, 40k und 40n geregelten Fällen, keine Änderung des Besoldungsdienstalters verbunden. 

(3) Bei Überstellungen und erstmaligen Ernennungen in eine der in Abs. 4 angeführten 
Verwendungsgruppen, für die üblicherweise der Abschluss eines einschlägigen Studiums oder einer 
einschlägigen Spezialausbildung benötigt werden, ist das Besoldungsdienstalter in dem Ausmaß zu 
vermindern, in dem die für die Überstellung bzw. erstmalige Ernennung erforderliche Studien- bzw. 
Ausbildungszeit während der für das Besoldungsdienstalter wirksamen Zeit (§ 14 Abs. 1 der 
Dienstordnung 1994) zurückgelegt wurde, höchstens jedoch in dem in Abs. 4 genannten Ausmaß 
(Vorbildungsausgleich). 

(4) Das Höchstausmaß der Verminderung des Besoldungsdienstalters beträgt bei Überstellungen in 
die Verwendungsgruppe  

RÄ, A 1, A 2, A 3, A 5 6 Jahre 

A, KA 1, KA 2 5 Jahre 
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K 1, K 2, P 5, P 6, L 1, L 2a2, L2a1 1 Jahr 

Bei der Überstellung eines Beamten aus einer der in der vorstehenden Tabelle genannten 
Verwendungsgruppen in eine andere in dieser Tabelle genannten Verwendungsgruppe, für die ein höheres 
Höchstausmaß festgesetzt ist, reduziert sich das Höchstausmaß des Vorbildungsausgleiches um das für 
Überstellungen in die bisherige Verwendungsgruppe in der Tabelle festgesetzte Höchstausmaß. 

(5) Wird ein Beamter, bei dem ein Vorbildungsausgleich gemäß Abs. 3 oder 7 erfolgt ist, in eine 
Verwendungsgruppe überstellt, für die der Abschluss des betreffenden Studiums bzw. der betreffenden 
Spezialausbildung nicht benötigt wird, ist sein Besoldungsdienstalter um die aus dem Grund des 
Vorbildungsausgleichs in Abzug gebrachten Zeiten zu erhöhen. 

(6) Durch die Überreihung eines Beamten in eine andere Beamtengruppe derselben 
Verwendungsgruppe ändern sich, abgesehen von den in § 40g geregelten Fällen, sein 
Besoldungsdienstalter und sein Vorrückungstermin nicht. 

(7) Wird ein Beamter zu Beginn seines Dienstverhältnisses zur Stadt Wien in eine 
Verwendungsgruppe gemäß Abs. 4 ernannt oder zu einem späteren Zeitpunkt in eine solche 
Verwendungsgruppe überstellt und hat er zum Zeitpunkt der Ernennung oder Überstellung kein dafür 
üblicherweise benötigtes Studium bzw. keine dafür üblicherweise benötigte Spezialausbildung 
abgeschlossen, verringert sich sein Besoldungsdienstalter um das in Abs. 4 angeführte Ausmaß. Schließt 
der Beamte in der Folge ein für seine Verwendungsgruppe üblicherweise benötigtes Studium bzw. eine 
dafür üblicherweise benötigte Spezialausbildung ab, ist sein Besoldungsdienstalter auf Antrag mit dem 
auf den Abschluss des Studiums bzw. der Spezialausbildung folgenden Monatsersten um die nach diesem 
Absatz in Abzug gebrachten Zeiten, abzüglich der sich aus Abs. 3 ergebenden Zeit des 
Vorbildungsausgleichs, zu erhöhen. 

(8) Zulagen, die dem Beamten gemäß § 11 Abs. 5 zuerkannt worden sind, gebühren ihm auch in der 
neuen Verwendungsgruppe, wenn er in die höchste Gehaltsstufe der Verwendungsgruppe oder 
Dienstklasse überstellt wird. Andernfalls ist das Besoldungsdienstalter in der neuen Verwendungsgruppe 
um zwei Jahre je Zulage zu erhöhen. 

(9) Wird ein Beamter, dem in der Verwendungsgruppe LKA, R, R 1 oder R 2 eine außerordentliche 
Vorrückung gemäß § 11 Abs. 5 zuerkannt wurde, durch die das Besoldungsdienstalter um mehr als zwei 
Jahre erhöht wurde, in eine andere Verwendungsgruppe als die Verwendungsgruppen LKA, R, R 1 oder 
R 2 überstellt, ist sein Besoldungsdienstalter in der neuen Verwendungsgruppe um den zwei Jahre 
übersteigenden Teil dieser Erhöhung zu reduzieren. 

(10) Die Überstellung eines Beamten in eine Verwendungsgruppe mit Einreihung in eine 
Beamtengruppe, für die die Ablegung einer Dienstprüfung erforderlich ist, kann ohne die vorgesehene 
Dienstprüfung unter der Bedingung erfolgen, dass der Beamte die Prüfung innerhalb einer angemessenen 
Frist erfolgreich ablegt. Diese Frist soll drei Jahre nicht übersteigen. Sie kann aus 
berücksichtigungswürdigen Gründen einmal erstreckt werden. Bei der Bemessung der Frist ist auf die 
erforderliche Vor- und Ausbildung und die Art und den Umfang des Prüfungsstoffes Bedacht zu nehmen. 
Wird die Dienstprüfung nicht innerhalb der eingeräumten Frist erfolgreich abgelegt, so tritt die 
Überstellung in jene Verwendungsgruppe ein, aus der der Beamte seinerzeit überstellt worden war. Der 
Beamte ist dann so zu behandeln, als ob die im ersten Satz genannte Überstellung unterblieben wäre. § 19 
dieses Gesetzes und § 8 Abs. 2 zweiter Satz der Dienstordnung 1994 sind nicht anzuwenden. 

(11) Auf die gemäß Abs. 10 vorgesehene Dienstprüfung können Dienstprüfungen, die bei der 
Gemeinde Wien oder bei anderen Gebietskörperschaften abgelegt worden sind, zur Gänze oder teilweise 
angerechnet werden, soweit der Prüfungsstoff vergleichbar ist. 

(12) Abs. 10 und 11 gelten sinngemäß für die Überreihung eines Beamten in eine Beamtengruppe 
derselben Verwendungsgruppe. 

(13) Wird ein Beamter der Verwendungsgruppe K 6 oder P 1 in die Verwendungsgruppe P 2 oder 
P 3 überstellt, verringert sich sein Besoldungsdienstalter um sechs Jahre. Die Verringerung des 
Besoldungsdienstalters ist für einen in Abhängigkeit vom Erreichen eines bestimmten 
Besoldungsdienstalters bzw. einer bestimmten Gehaltsstufe geregelten Anspruch auf Nebengebühren und 
Zulagen nicht zu beachten. 

(14) Wird ein gemäß Abs. 13 überstellter Beamter in die Verwendungsgruppe K 6 oder P 1 überstellt 
bzw. rücküberstellt, ist er so zu behandeln, als ob die Überstellung gemäß Abs. 13 unterblieben wäre und 
er die gesamte vorrückungswirksame Dienstzeit zwischen den beiden Überstellungen in seiner bisherigen 
Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte. 
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